Verhandlungsschrift

Nr. 8/2003

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Mittwoch, den 26.11.2003.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand
Schwaiger
Wolfgang

8. Gemeinderat
Hellermann
Norbert

9. Gemeinderat
Klinger
Martin

10. Gemeinderat
Altmann
Anna

11. Gemeinderat
Staffl
Michaela

12. Gemeinderat
Schober
Johann

13. Gemeinderat
Voggenberger
Franz

14. Gemeinderat
Brandstötter
Alois

15. Gemeinderat
Standl
Franz

16. Gemeinderat
Bauer
Franz

17. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

18. Gemeinderat
Sutter
Anna Maria

19. Gemeinderat
Linnerth
Hans-Dieter

20. Gemeinderat
Fuchs
Walter

21. GR-Ersatzmitglied
Maier
Johann (für GR Mayer Helmut)

22. GR-Ersatzmitglied
Mangelberger
Simone (für GR Reitsamer Robert)

23. GR-Ersatzmitglied
Weinberger
Herbert (für GR Puscher Stefan)

24. GR-Ersatzmitglied
Stockhammer
Marianne (für GR Anzinger Bernhard)

25. GR-Ersatzmitglied
Thür
Albert (für GR Winkelmeier Johann)

Es  fehlen:

· GR Mayer Helmut (entschuldigt) – dafür EM Maier Johann

· GR Reitsamer Robert (entschuldigt) – dafür EM Mangelberger Simone

· GR Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür EM Weinberger Herbert

· GR Anzinger Bernhard (entschuldigt) – dafür EM Stockhammer Marianne

· GR Winkelmeier Johann (entschuldigt) – dafür EM Thür Albert

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung nicht im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) zwischen 18.11. und 20.11.2003 an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 18.11.2003 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 7 vom 10.11.2003 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird AL Denk Franz bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM ANGELOBT:

Weinberger Herbert (SPÖ)

Stockhammer Marianne (ÖVP)

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Festsetzung des Nachtrages zum Voranschlag für das Jahr 2003 


(Fin-902)

Der BM verliest den Bericht zum Voranschlag und ersucht um Wortmeldungen.

GR Thomas Ofenböck ersucht um Auskunft, warum im Voranschlag 2003 wesentlich höhere Ansätze für den Ausbau des Straßenbauprogramms enthalten waren als nunmehr ziffernmäßig im Nachtragsvoranschlag angegeben. 

Die anwesende Sachbearbeiterin Frau Barbara Rippl und der Amtsleiter stellen dazu fest, dass noch nicht für alle durchgeführten Bauvorhaben die Rechnungen der Firma Erdbau vorliegen. 

GV Michael Weber bemängelt, dass verschiedene Ausgabenansätze des Budgets 2003 nicht ausgenutzt wurden und verweist diesbezüglich im besonderen auf € 17.000,-- für die Straßenbeleuchtung, € 15.000,-- für die Planung der Dorfplatzgestaltung und € 4.000,-- für Aktivitäten mit der Partnergemeinde. 

Der Amtsleiter erklärt dazu, dass der Ansatz für die Straßenbeleuchtung die neu errichteten Leuchten des E-Werkes Wels im Kreisverkehr Friedburg betrifft und diesbezüglich noch unklar ist, ob diese Leuchten in den Contracting-Vertrag für die Sanierung der Straßenbeleuchtung hineingenommen werden oder ob diesbezüglich eine separate Rechnung gestellt wird. 

In diesem Zusammenhang verweist der BM weiters auf die bevorstehende Bauausschusssitzung am Freitag den 28.11.2003 um 14:00 Uhr und auf die bevorstehende Aussprache mit einem Techniker des E-Werkes Wels am Dienstag den 02.12.2003. Für die Gemeinde dürfte es außerdem am günstigsten sein, wenn die Sanierung bzw. Erweiterung der Straßenbeleuchtung bzw. die Gestaltung des Dorfplatzes in Schneegattern in das Dorferneuerungsprogramm eingebunden werden können. Aktivitäten mit der Partnergemeinde Scarlino haben im letzten Jahr weder auf schulischer noch auf kultureller Ebene stattgefunden. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Nachtragsvoranschlag in der vorliegenden Form die Zustimmung zu erteilen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Angelberger Johann, 5211 Unterehreneck 2

a) Grundsatzantrag, dass der Gemeinderat keine Zwangsumwidmungen gegen den Willen der Grundeigentümer auf dem gesamten Gemeindegebiet der Gemeinde Lengau durchführt.












(Verk-611-0)

Der BM verliest den Zweifachantrag des Herrn Johann Angelberger, Unterehreneck 2, 5211 Friedburg vom 24.09.2003 und ersucht um Wortmeldungen.

GR Thomas Ofenböck vertritt den Standpunkt, dass gewisse Ängste in der Bevölkerung existieren und eben manche die Umfahrung nicht wollen. Abschließend stellt er zu Punkt 2a den

G e g e n a n t r a g

dass der Verzicht auf Zwangsumwidmung auf das Betriebsbaugebiet in Lengau eingeschränkt werden soll und zwar für die Familie Angelberger und für die in der Beilage des Antrages angeführten Grundeigentümer.

Dazu stellt VBM Muigg namens der ÖVP-Fraktion fest, dass er sich eine Zustimmung dann vorstellen könnte, wenn der Antrag auf den Bereich der Liegenschaft der Familie Angelberger im Betriebsbaugebiet eingeschränkt wird. 

GR Franz Voggenberger weist in seiner Wortmeldung darauf hin, dass durch die Gemeinde bisher im gesamten Gemeindegebiet keine Zwangsumwidmung durchgeführt wurde und mit diesem Antrag nur Angst in der Bevölkerung geschürt werden soll. 

GV Wolfgang Schwaiger vertritt den Standpunkt, dass Herr Angelberger mit der Formulierung seines Antrages zum Ausdruck bringen wollte, dass er eben für alle Gemeindebürger sprechen will und nicht nur als Egoist für seine Einzelperson. Außerdem richtet Herr Schwaiger an den BM die Frage, ob er eine Zwangsumwidmung befürwortet.

Diesbezüglich stellt der BM fest, dass er eine derartige Maßnahme persönlich ablehne, auf die Entscheidung des Gemeinderates hat dies jedoch keinen Einfluss. 

GR-Ersatzmitglied DI Albert Thür vertritt den Standpunkt, dass der Verzicht auf Zwangsumwidmung einen Vertrauensbeweis des Gemeinderates darstellen würde. 

Nachdem in der Diskussion keine weitere Annäherung der Standpunkte erreicht werden kann lässt der BM über den

G e g e n a n t r a g

des Gemeinderates Ing. Thomas Ofenböck in berichtigter Form abstimmen, wonach der Verzicht einer Zwangsumwidmung nur die Flächen des Herrn Johann Angelberger im Betriebsbaugebiet Lengau betreffen soll. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  16 Ja (ÖVP, BWG, FPÖ, BM Rippl)









    9 Gegenstimmen (SPÖ-Fraktion ohne BM)
B e s c h l u ß

Der Antrag des GR Ofenböck wird mehrheitlich genehmigt.

b) Umfahrung Lengau – Antrag zur Aufhebung des Beschlusses des Gemeinderates vom 06.09.2002, TOP19 (Übereinkommen zwischen dem Land Oberösterreich und der Gemeinde Lengau) über die Einleitung eines Enteignungsverfahrens für den Fall, dass sich betroffene Grundstückseigentümer weigern im Zuge des Grundablöseverfahrens die erforderlichen Grundflächen zu verkaufen.







(Verk-611-0)

Über Antrag und Zusatzantrag zum Verzicht auf Enteignung im Zuge der Grundablöse für die Umfahrungstrasse Lengau wurde im Gemeinderat bereits mehrmals abgestimmt und derartige Anträge immer mehrheitlich abgelehnt. Am  06.09.2002 wurde durch den GR unter TOP 19 ein Übereinkommen mit dem Land Oberösterreich mehrheitlich beschlossen, wobei unter Pkt. II sich die Gemeinde bereit erklärt hat, „alle Maßnahmen zu setzen, um die Landesstraßenverwaltung in die Lage zu versetzen die unterbrochenen Verkehrsbeziehungen wieder herzustellen wie z.B. auf Verlangen der Landesstraßenverwaltung die Einleitung eines Enteignungsverfahrens oder in weiterer Folge allfällige dazu zur Verfügung stehende Rechtsmittel auszuschöpfen und auch gerichtliche Entscheidungsfestsetzungsverfahren auf Verlangen des Landes abzuwiegen.“ 

VBM Martin Muigg erklärt seitens der ÖVP-Fraktion, dass diese zum Betriebsbaugebiet Lengau und zur Umfahrung Lengau nach wie vor steht und kündigt an diesen Antrag abzulehnen. 

VBM Johann Weichenberger schließt sich dieser Aussage namens der SPÖ-Fraktion an.

GR Ing. Thomas Ofenböck richtet an den BM die Frage, wie weit die Vorplanung für die II. Bauetappe fortgeschritten ist. 

Der BM stellt dazu fest, dass vor ca. 4 bis 5 Wochen eine Besprechung mit den Grundeigentümern der II. Bauetappe zusammen mit ihm und Herrn Stadler seitens der Landesregierung durchgeführt wurde und dabei über geringfügige Trassenänderungen verhandelt wurde. Das Ergebnis der zu berücksichtigenden möglichen Änderungswünsche der Grundeigentümer soll in einem neuen Gespräch den Grundeigentümern vorgelegt werden. Der Zeitplan für die Grundeinlöse der I. Bauetappe liegt etwa im Bereich Frühjahr 2004. Der Baubeginn für die I. Bauetappe ist für Herbst 2004 vorgesehen. 

GR-Ersatzmitglied DI Thür richtet an den BM die Frage, ob im Falle einer Enteignung Rechtsanwaltskosten auf die Gemeinde Lengau zukommen würden.

Nachdem der BM diesbezüglich keine Auskunft geben kann, weist der AL darauf hin, dass in den letzten Jahren lediglich ein Enteignungsverfahren im Zuge eines Gehsteigbaues entlang einer Bundesstraße seitens des Landes angestrengt wurde und in diesem Fall durch die Gemeinde Lengau keine Kosten zu tragen waren. 

Abschließend lässt der BM über den

A n t r a g

2b) des Herrn Angelberger mittels Handerheben abstimmen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  5 Ja (BWG)









20 Gegenstimmen

B e s c h l u ß

Der Antrag des Herrn Angelberger wird mehrheitlich abgelehnt.
3. Karrer Franz, Rundlaufgaragentore, Parkstraße 15 – Berufung gegen den Bescheid vom 27.10.2003 wegen der Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr für das Objekt Parkstraße 15.








(Gem-811-3)

Der BM stellt fest, dass in dieser Frage folgende Mitglieder des seinerzeitigen Gemeindevorstandes befangen sind:

BM Rippl Erich

GV Erika Pendelin

GV Muigg Martin

GV Weber Michael

Und übergibt er seinerseits den Vorsitz an VBM Johann Weichenberger.

VBM Weichenberger verliest den durch das Gemeindeamt ausgearbeiteten Bescheidentwurf samt Begründung (ANLAGE 4) und weist darauf hin, dass die durch den Gemeindevorstand erfolgte Reduzierung der Kanalanschlussgebühr im Ausmaß von 50 % mit anderen vergleichbaren Fällen übereinstimmt. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt VBM Weichenberger den

A n t r a g

Die Berufung abzulehnen und den Bescheid lt. Entwurf zu bewilligen.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  21 Ja









   4 Enthaltungen (wegen Befangenheit)

B e s c h l u ß

Der Antrag des VBM Weichenberger wird mehrheitlich genehmigt.
4. Kindergarten Schneegattern – Entscheidung über Vorlage der Planentwürfe und Kostenschätzungen an das Amt der O.Ö. Landesregierung, Abteilung Bildung, Jugend und Sport.










(Schul-241-0)

Der BM informiert über das Ergebnis der eingeholten Angebote zur Planung und Gestaltung des 2-gruppigen Kindergartens wie folgt:

a) Ingenieur OEG (Moser u. Dellemann) 
€ 554.000,-- ohne MwSt., ohne Einrichtung

b) Otte Manfred



€ 540.000,-- ohne MwSt., ohne Einrichtung

c) Hutterer




€ 567.000,-- ohne MwSt., ohne Einrichtung

d) Planungsberatung Gemeinhardt

€ 543.000,-- ohne MwSt., ohne Einrichtung

Der Ausschuss für Kindergarten, Schule und Jugend hat in der Sitzung vom 24.11.2003 den Vorschlag unterbreitet, sowie aus Kostengründen als auch durch Berücksichtigung der Gesamtplanung (Wärmedämmung, etc.), dem Projekt des Ingenieurbüros Gemeinhardt den Vorzug zu geben.

GR Ing. Thomas Ofenböck ersucht bei der Vorlage der Planentwürfe an die Abteilung Jugend, Bildung und Sport noch zusätzlich 3 Wünsche zu deponieren:

1.) Einbau eines Abstellraumes mit Tür ins Freie und in den Innenbereich

2.) Errichtung einer Hütte für die Unterbringung von Gartengeräten

3.) Klärung der Frage ob bei Errichtung eines Passivhauses eine zusätzliche Förderung seitens des Landes Oberösterreich gewährt wird.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

dem Vorschlag des Kindergartenausschusses zu entsprechen, wonach nach Möglichkeit in Abstimmung mit dem Amt der O.Ö. Landesregierung, Abteilung Bildung, Jugend und Sport für den Bau des 2-gruppigen Kindergartens in Schneegattern der Planentwurf des Ingenieurbüros Gemeinhardt, Braunau auf Basis einer Kostenschätzung von € 543.000,-- ohne MwSt. und ohne Einrichtung zur Ausführung gelangen soll.

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  24 Ja










    1 Enthaltung (GR Schober Johann)

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt.

5. Nebenkanäle BA06 (Flörlplain – Teichstätt – Mittererb) – Abschluss des Darlehens-vertrages mit der Oberbank Mattighofen in Höhe von € 16.600,--.



(Wa-811-16)

Der Grundsatzbeschluss zur Aufnahme des Darlehens bei der Oberbank wurde durch den Gemeinderat bereits in der Sitzung vom 30.10.2003 gefasst. Nunmehr ist der Darlehensvertrag lt. Entwurf zu genehmigen.

Der BM verliest den Darlehensvertrag lt. ANLAGE 5 im Wortlaut und stellt den 

A n t r a g

diesen Vertrag zur Aufnahme eines Darlehens in Höhe von € 16.600,-- zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Pfarramt Lengau – Ansuchen um Gewährung eines Gemeindezuschusses für die Erneuerung der Orgel und diverser Fenster.






(Kultur-390-0)

Der BM verliest das Ansuchen des Pfarramtes Lengau vom 17.11.2003 (ANLAGE 6) und ersucht um Wortmeldungen

GV Wolfgang Schwaiger: Er befürwortet grundsätzlich die Gewährung einer 10%igen Subvention, weist jedoch darauf hin, dass in Zukunft bei derartigen Ansuchen (Dies gelte auch für Verein und sonstige Subventionsempfänger) ein Finanzierungsplan einzufordern wäre. Weiters bemängelt er, dass in der durch Herrn Pfarrer Sageder dem BM mündlich dargelegten Finanzierung keine Beiträge seitens der Kirche bzw. der Diözese enthalten sind. 

GV Josef Schinwald stellt fest, dass seitens der Pfarre Lengau mit Gesamtkosten von € 60.317,-- absolut die kostengünstigste Lösung ausgewählt wurde. Nach seinen Informationen wurde durch das Pfarramt bei der Diözese um Finanzmittel angesucht. Ein Zuschuss von dieser Seite wird jedoch wenn überhaupt nur in einem sehr beschränkten Ausmaß gewährt werden können. 

Im zurückliegenden, vergleichbaren Fall der Pfarrkirche Friedburg wurde durch den Gemeinderat 1995 ein Zuschuss in Höhe von 10 % von € 100.000,- gewährt.

VBM Johann Weichenberger befürwortet in Anlehnung an die seinerzeit getroffene Regelung die Gewährung einer Subvention in Höhe von 10 % und befürwortet abschließend auch die Vorlage von Finanzierungsplänen. 

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen stellt der BM den

A n t r a g

Der Pfarre Lengau für die Erneuerung der Orgel eine Subvention in Höhe von 10 % der geschätzten Baukosten von € 60.317,-- = € 6.031,70 zu gewähren. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.
7. Volksbank Friedburg – Antrag an die Gemeinde Lengau um Übernahme des bestehenden Volksbankkanals in Friedburg in Obhut und Pflege durch die Gemeinde Lengau. 

(Gem-811-2) 

Der BM verliest den Antrag der Volksbank Friedburg vom 25.11.2003 (ANLAGE 7) und ebenfalls die Stellungnahme von Herrn Ing. Tomenendal (ANLAGE 8). Eine Ausfertigung des erst heute eingelangten Ansuchens der Volksbank Friedburg wird den anwesenden Fraktionsobmännern übergeben. 

Eine Übernahme des Kanals stellt für die Gemeinde Lengau absolut eine Belastung dar. Falls überhaupt, kann eine Übernahme nur dann befürwortet werden, wenn durch eine Kamerabefahrung und einem technischen Gutachten eines Sachverständigen der zur Zeit einwandfreie Bauzustand des Kanals nachgewiesen werden kann (Kostenübernahme dieser Maßnahme durch die Volksbank). Diese Vorgangsweise wurde auch bei der Übernahme der seinerzeitigen LAWOG-Kanäle in Schneegattern zur Bedingung gemacht. 

GR Linnerth Hans-Dieter vertritt die Ansicht, dass derartige Kanäle im Gebiet der Gemeinde Lengau öfters vorhanden sein werden und bei einer Übernahme Beispielsfolgen zu befürchten sind. 

VBM Johann Weichenberger sieht namens der SPÖ-Fraktion ebenfalls keine Notwendigkeit zur Übernahme dieses Oberflächen- und Dachwässerkanals.

GR Ing. Thomas Ofenböck äußert ebenfalls die Ansicht, dass für die Entsorgung von Dachwässern der jeweilige Grundeigentümer selbst zuständig ist und sieht keinen vergleichbaren Zusammenhang mit der Übernahme der LAWOG-Kanäle in Schneegattern, da es sich dabei um Abwasserkanäle gehandelt hat.

Nachdem keine weiteren Wortmeldungen erfolgen lässt der BM über den

A n t r a g

der Volksbank Friedburg abstimmen

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  23 Gegenstimmen 









   2 Enthaltungen (GR Staffl Michaela, GR Fuchs 











       Walter)
B e s c h l u ß

Der Antrag der Volksbank Friedburg wird mehrheitlich abgelehnt.
8.   Allfälliges
Berichte des BM:

a) Der BM ersucht die aufliegenden Exemplare der geltenden Geschäftsordnung für den Gemeinderat zu übernehmen.

b) Weiters informiert der BM über den Inhalt des Schreibens der Diözesanfinanzkammer vom 17.11.2003, wonach die Frist für die Aufrechterhaltung des vereinbarten Kaufpreises für die Grundflächen „Betreubares Wohnen“ in Friedburg bis 01.02.2004 verlängert wird. 

ANFRAGEN:

a) GR-Ersatzmitglied DI Thür ersucht den BM um Auskunft inwieweit Gespräche in der Richtung geführt wurden, als der Wartesaal beim Bahnhof Friedburg-Lengau wieder geöffnet werden soll. 

Der BM stellt dazu fest, dass er diesbezüglich bereits Gespräche geführt hat und verweist in diesem Zusammenhang jedoch auch auf die Schwierigkeiten mit den Buskursänderungen im Flachgautakt. Zusammen mit Herrn DI Holzer seitens der O.Ö. Landesregierung findet am 03.12.2003 08:00 Uhr eine Besprechung mit Vertretern der ÖBB im Bahnhofsrestaurant Salzburg statt. 

GR-Ersatzmitglied  DI Thür erklärt weiters, dass auch er Gespräche mit Vertretern der Bahn geführt hat und von diesen eine Öffnung des Wartesaales für den Fall in Aussicht gestellt wurde, wenn von der Gemeinde Lengau die Kosten bzw. die Haftung für Reinigung, Heizung und Vandalismusschäden übernommen werden. 

GR Thomas Ofenböck vertritt die Ansicht, dass im Zusammenhang mit der Kursänderung Flachgautakt auf die ÖBB mehr Druck durch Einbindung der Bevölkerung ausgeübt werden soll. 

b) GR Linnerth Hans-Dieter regt an, dass Netz beim Bachvolleyballplatz in Lengau im Winter abzubauen.

c) GR Franz Voggenberger weist darauf hin, dass der Vorplatz der Zeugstätte Friedburg im Zuge der Gehsteigarbeiten beschädigt wurde, ein beschädigter Schieber der Wassergenossenschaft wurde zwar zwischenzeitlich wieder repariert, die dabei entfernten Pflastersteine jedoch nicht wieder eingebaut. 

d) GR Sutter Anna ersucht dem BM um Auskunft wann mit dem Sitzungsplan für das 1. Halbjahr 2004 zu rechnen ist. Dazu stellt der BM fest, dass dieser im Dezember 2003 erstellt wird. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der BM um 21:03 Uhr.

Die Sitzung dauerte 1 Stunde 33 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

         Der Bürgermeister:                         Der Schriftführer:                    Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................








Der Vorsitzende






...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

